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Protokoll Nr. 4 über die Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Soziales und 
Integration 
 
Sitzungstermin: Mittwoch, 18.05.2022 
Beginn der Sitzung: 17:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 18:40 Uhr 
Sitzungsort: Ratssaal, Verwaltungsgebäude II 
 

Anwesend: 
 
Vorsitzende 

Rosema, Swantje  
 
SPD-Fraktion 

Götze, Horst  
Kruse, Doris  
Rehling, Gertrud  
 
CDU-Fraktion 
Hegewald, Reinhard für Andrea Risius 
 
Gruppe GRÜNE feat. Urmel 

Göring, André  
Ouedraogo, Abdou  
 
FDP-Fraktion 
von Gliszczynski, Alexander  
 
GfE-Fraktion 

Martens, Michael  
 
Beratende Mitglieder 

Attar, Ziad, Dr.  
Dannecker, Andy  
Fielers, Stephan  
Fietz, Henning  
Kamer, Stefan  
Kröger-Vodde, Erasmus  
Winkler, Melanie  
 
Verwaltungsvorstand 
Grendel, Volker Stadtrat 
 
von der Verwaltung 

Snakker, Kerstin  
Obes, Dirk, Dr.  
Schabler, Martin  
Wermuth, Wilma  
Imamović, Edvija  
 
Protokollführung 

Bleeker, Sonja  
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Öffentlicher Teil 

 
 
TOP 1  Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlussfähigkeit  
 
Frau Rosema begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung. 

 
Beschluss: Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt. 

 
Ergebnis: einstimmig 

 
 
TOP 2  Feststellung der Tagesordnung  
 
Frau Rosema teilt mit, die Tagesordnung werde um den TOP 2.1 „Verpflichtung der sonstigen 

stimmberechtigten Mitglieder gemäß § 54 (3) NKomVG“ ergänzt. 
 
Beschluss: Die geänderte Tagesordnung wird festgestellt. 
 
Ergebnis:  einstimmig 

 
 
TOP 2.1  Verpflichtung beratender Mitglieder gemäß § 54 (3) NKomVG  
 
Frau Rosema nimmt die Verpflichtung der sonstigen stimmberechtigten und beratenden Mitglie-
der Dr. Ziad Attar und Stephan Fielers gemäß § 54 (3) NKomVG vor. 
 
 
TOP 3  Genehmigung des Protokolls Nr. 3 über die Sitzung des Ausschusses für Ge-

sundheit, Soziales und Integration am 23.03.2022  
 
Beschluss: Das Protokoll Nr. 3 über die Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Soziales 

und Integration vom 23.03.2022 wird genehmigt. 
 
Ergebnis:  einstimmig 

 
 
TOP 4  Einwohnerfragestunde  
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
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 B E S C H L U S S V O R L A G E N 
  

 
TOP 5  Fortschreibung des Rahmenplans Integration aus 2010 in ein Handlungskonzept 

für Migration und Teilhabe 
Vorlage: 18/0345  

 
Frau Wermuth erläutert einleitend, Migration und Integration bringe für die betroffenen Menschen 

sowie für die aufnehmende Gesellschaft Herausforderungen mit sich. Diesen Prozess begleite 
die Stadt Emden seit der Verabschiedung des Rahmenplanes Integration im Jahr 2010 erfolg-
reich. Emden habe sich zu einer Verantwortungsgemeinschaft für eine friedliche und vielfältige 
Gesellschaft im Interesse Aller entwickelt. Frau Imamović (Koordinierungsstelle für Migration und 
Teilhabe) werde das neue Handlungskonzept für Migration und Teilhabe 2022 vorstellen.  
 
Frau Imamović erläutert anhand einer Power-Point-Präsentation die Fortschreibung des Rah-

menplanes Integration aus dem Jahr 2010 in ein Handlungskonzept für Migration und Teilhabe. 
Diese Präsentation ist im Internet unter www.emden.de einsehbar. 
 
Frau Rosema bedankt sich für die ausführliche Präsentation und bittet um Wortmeldungen. 
 
Herr Ouedraogo begrüßt das neue Handlungskonzept. Er bedankt sich bei der Verwaltung, da 

sie dieses Thema für sich beanspruche und der Politik einen Austausch ermögliche. Seiner Mei-
nung nach sei das Thema Integration eine Herausforderung im 21. Jahrhundert und die Weiter-
entwicklung sei wichtig. Er nimmt Bezug auf die Flüchtlingsbewegung in 2015/2016 und berichtet 
von einer guten Integration in Emden sowie einer positiven Entfaltung der Menschen mit Migrati-
onshintergrund. Er wünscht sich eine weitere Optimierung. 
 
Herr Göring begrüßt ebenfalls das neue Handlungskonzept. Viele Integrationsthemen würden 

seiner Erfahrung nach sehr gut umgesetzt. Auch das Leitbild könne er in allen Punkten unter-
zeichnen. Er lobt die Arbeit der Stadt Emden im Bereich der Migration und Teilhabe, sie sei für 
das Zusammenleben aller Bürger*innen der Stadt bereichernd. Er spricht die farbliche Bewertung 
mit den Farben Rot, Grün und Gelb des Monitorings an und bittet um nähere Erläuterungen. 
 
Frau Imamović bedankt sich für die positiven Rückmeldungen. Sie erklärt, die Verwaltung habe 
ein Verfahren entwickelt, um selber eine Bewertung vorzunehmen. Für die Expertise, welche 
Kennzahlen für die Verwaltung interessant seien, sei Herr Schabler vom Fachdienst Planung, 
Steuerung und Service verantwortlich. Durch ein Monitoring des Landes Niedersachsen seien 
bereits Daten erhoben worden. Jedoch könnten nicht alle Themen mit Zahlen abgebildet werden. 
Deshalb seien für das jeweilige Handlungsfeld neben Zuständigkeiten auch Indikatoren, Kenn-
zahlen und Kriterien benannt worden. 
 
Herr Schabler geht auf die Struktur des neuen Handlungskonzeptes und die Überprüfungskrite-

rien der Handlungsfelder ein. Einige Maßnahmen seien so formuliert, dass die Durchführung im 
Nachhinein überprüfbar sei. Als Beispiel nennt er Berichterstattungen und Vorträge zum Thema 
Migration und Teilhabe in Ausschüssen bzw. in den lokalen Medien.  
 
Herr Grendel ergänzt, mit dem neuen Handlungskonzept würden die Aufgaben der Zukunft be-

trachtet und transparent gemacht. Grün gekennzeichnete Handlungsfelder würden nicht die Be-
endigung der Arbeit bedeuten. Migration und Integration sei eine dauerhafte und wichtige kom-
munale Aufgabe. Die einzelnen Maßnahmen und Dimensionen seien untereinander nicht gewich-

http://www.emden.de/
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tet. Welcher Ressourceneinsatz in einzelnen Punkten benötiget werde bzw. was besonders wich-
tig sei, sei nicht immer unmittelbar zu ersehen. Diese Selbsteinschätzung sei jedoch ein wissen-
schaftlich erprobtes und bewährtes Mittel in solchen Verfahren. Er nennt als Beispiel das Reife-
gradmodell aus dem Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst. 
 
Auch er bedankt sich ausdrücklich bei Frau Imamović. Der vorherige umfassende Migration- und 
Teilhabebericht 2019 sei auch Teil einer Wertschätzungskultur und zeige die hervorragende Ar-
beit der Akteure und der Verwaltung in den vergangenen Jahren auf. Mit dem jetzt vorgelegten 
Handlungskonzept sei das Ganze noch einmal in ein wertvolles Zukunftskonzept und in eine Ar-
beitsgrundlage für Verwaltung und Politik weiterentwickelt worden.  
 
Herr Hegewald begrüßt die Arbeit der Koordinierungsstelle für Migration und Teilhabe und be-

dankt sich ebenfalls bei Frau Imamović für den Vortrag. Er stellt fest, 20,7 % der Emder Bür-
ger*innen hätten einen Migrationshintergrund. Er möchte wissen, ob die Anzahl, abgesehen von 
den vertriebenen Menschen aufgrund des Ukraine-Krieges, sich auch zukünftig steigern werde. 
Weiter fragt er nach der Anzahl der Menschen mit einem Migrationshintergrund, mit denen die 
Koordinierungsstelle in Kontakt sei.  
 
Frau Imamović bemerkt, der Krieg in der Ukraine habe die Menschen bekanntermaßen über-

rascht. In der Welt gebe es einige Konflikte. Demzufolge würde es punktuell immer Geflüchtete 
geben. Eine Einschätzung könne sie nicht abgeben. Ein Aspekt sei die humanitäre Hilfe, mit der 
die Migrationsstelle zu tun habe. Sie gehe davon aus, dass in den kommenden Jahren die Arbeit 
im Bereich Arbeitsmigration zunehmen werde.  
 
Sie selber werde eher selten von Menschen mit Migrationshintergrund aufgesucht. Die Koordi-
nierungsstelle arbeite auf der strukturellen Ebene mit verschiedenen Institutionen zusam-
men, d. h. sie sei für die Optimierung der Strukturen und Systeme zuständig, um entsprechende 
Angebote zu initiieren. In Emden gebe es drei verschiedene Beratungsdienste und zusätzlich die 
kommunale Flüchtlingssozialarbeit. Diese Akteure würden direkt mit den Menschen zusammen-
arbeiten.  
 
Herr Grendel erläutert, nach der Flüchtlingswelle in 2016/2017 sei die Flüchtlingssozialarbeit 

aufgebaut worden. Mittlerweile hätten viele anderen Kommunen diese wieder aufgegeben. Der 
Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Integration habe dagegen seinerzeit ein von der Ver-
waltung vorgeschlagenes zukunftsfähiges Konzept beschlossen. Die Flüchtlingssozialarbeit sei 
mit der Gemeinwesenarbeit zusammengeführt worden, d. h. bei Flüchtlingswellen würden die 
jeweiligen Mitarbeiter*innen im Case Management die Familien betreuen. Sobald diese Familien 
in die örtlichen Strukturen und Sozialräume gehen würden, widmen sich diese Mitarbeiter*innen 
wieder der Gemeinwesenarbeit. Dieses Konzept habe bei der Ukraine-Krise sehr geholfen, weil 
die Strukturen sofort aktiviert werden konnten und nicht erst aufgebaut werden mussten. Auch 
die Kompetenzfeststellung sei damals vom Bildungskoordinator und von der Projektgruppe ent-
wickelt worden. 
 
Weiter stellt er die verschiedenen Voraussetzungen bei der Migration heraus. Auch die Motivation 
für Integrationsbemühungen seien unterschiedlich. Beispielsweise hätten die Kriegsflüchtlinge 
aus der Ukraine derzeit noch die große Hoffnung, in den nächsten Monaten in ihr Land zurück-
zukehren. 
 
Die geschaffenen Strukturen seien jedoch immer wieder an die jeweilige Situation anzupassen 
und neu auszurichten. Er sei sehr dankbar, dass über Frau Imamović auf diese Strukturen, wie 
beispielsweise auf einen Dolmetscher-Pool, zurückgegriffen werden könne. 
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Frau Kruse bedankt sich seitens der SPD-Fraktion bei Frau Imamović für die umfassende Arbeit 

und den engagierten Vortrag. Auch sie befürwortet die Koordinierungsstelle für Migration und 
Teilhabe. Die farbliche Bewertung der Handlungsfelder und die Überprüfung der Umsetzung heißt 
sie gut. Sie hebt die Wichtigkeit der Deutschförderung hervor. In diesem Zusammenhang lobt sie 
die ehrenamtliche Arbeit der Dolmetscher*innen im Welcome-Center. Sie signalisiert die Zustim-
mung ihrer Fraktion. 
 
Herr Götze nimmt Bezug zum Handlungsfeld „Bildung und Arbeit“ und erkundigt sich nach der 

Kommunikation zu den Institutionen und Akteuren. Bei der neu eingerichteten Jugendberufsagen-
tur sehe er Handlungsbedarf hinsichtlich der Publikation und die Sichtbarkeit durch ein Hinweis-
schild. Er beklagt die mangelnde Information zu diesem Thema.  
 
Frau Imamović antwortet, die arbeitsmarktrelevanten Akteure seien miteinander vernetzt. Bei 
der Entwicklung seien Akteure aus der Agentur für Arbeit und des Jobcenters involviert gewesen. 
Sie erklärt, das Handlungsfeld „Jugendberufsagentur“ sei noch im Entwicklungsstadium gewe-
sen. Deswegen sei es zunächst rot markiert worden. Die Themen Qualität und Publikation nehme 
sie mit. 
 
Herr Grendel ergänzt, die Jugendberufsagentur sei ursprünglich eine reine Kooperationsverein-

barung gewesen. Sie sei dann weiterentwickelt und institutionalisiert worden, sodass es jetzt die-
sen Anlaufpunkt gebe. Dieser sei nicht durchgängig geöffnet. Wichtig sei, dass Schulen mit Schul-
abgängern wissen würden, wo sich die Jugendberufsagentur befinde und dass sie Ansprechpart-
ner für die berufliche Weiterqualifikation der Schüler*innen sei. Schulen würden eine Verknüpfung 
herstellen, indem dort Besuche von Klassen stattfänden. Obwohl die Corona-Situation auch hier 
hinderlich gewesen sei, befinde man sich auf einem guten Weg. 
 
Herr von Gliszczynski bedankt sich bei Frau Imamović für den Vortrag. Auch er begrüßt das 
neue Handlungskonzept. Die FDP-Fraktion werde der Vorlage zustimmen. Er fragt, wie viele der 
genannten 10.000 Menschen in Emden temporär leben würden und wie viele davon hier verwur-
zelt seien.  
 
Frau Imamović sagt, es könne davon ausgegangen werden, dass mehr als die Hälfte der Men-

schen mit Migrationshintergrund schon lange, d. h. seit mehreren Jahrzehnten, in Emden lebten. 
Die Zahl der ausländischen Staatsbürger belaufe sich auf ca. 6.000 Menschen. Ein starker An-
stieg sei in den letzten 10 Jahren zu verzeichnen.  
 
Herr Grendel schätzt die Anzahl ähnlich ein. Er erklärt, das Merkmal „Migrationshintergrund“ 

werde aus einer Datenbasis errechnet und sei kein Merkmal, welches beispielsweise im Einwoh-
nermeldewesen direkt erfasst würde.  
 
Herr Dr. Attar teilt mit, er vertrete den Integrationsrat in der zweiten Wahlperiode. Viele neue 

Mitglieder des neu gewählten Integrationsrates seien jung und enthusiastisch. Auch er bedankt 
sich bei Frau Imamović. Als Mitakteur habe er festgestellt, wie akribisch und intensiv Frau Imamo-
vić arbeite. 
 
Er hebt hervor, dass Menschen mit Migrationshintergrund bei der Stadtverwaltung immer Gehör 
für ihre Anliegen fänden. Die Ratsfraktionen ermutigt er, den Kontakt zum Integrationsrat zu pfle-
gen. Der Integrationsrat möchte an der Arbeit des Rates intensiver mitwirken. Dies gebe jedoch 
das NKomVG nicht her. Deshalb würde der Integrationsrat es begrüßen, zu Sachfragen eingela-
den zu werden.  
 



Protokoll Nr. 4 über die Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Soziales und 
Integration 
 

 

 - 6 - 

Herr Martens signalisiert seitens der GfE-Fraktion Zustimmung. Der Rahmenplan sei ein wichti-

ges Instrumentarium für die kommende Zeit. Er erkundigt sich, ob für den Dolmetscher-Pool wei-
tere Dolmetscher*innen für die russische und ukrainische Sprache benötigt würden. 
 
Frau Imamović informiert, der Dolmetscher-Pool sei bereits 2015 bei der ersten Flüchtlingskrise 
aufgebaut worden und werde fortlaufend ausgebaut. Inzwischen umfasse der Dolmetscher-Pool 
rund 49 Personen. Auch umliegende Gemeinden würden Anfragen nach Dolmetscher*innen stel-
len. Aktuell gebe es viele Dolmetscher*innen für die russische und weniger für die ukrainische 
Sprache. Jedoch spreche ein Großteil der vertriebenen Menschen aus der Ukraine russisch. Vor 
dem Hintergrund, dass viele Dolmetscher*innen berufstätig seien und deshalb erst in den späten 
Nachmittagsstunden zur Verfügung ständen, gebe es dennoch Bedarfe. Interessierte könnten 
sich gerne melden.  
 
Frau Snakker lobt die Arbeit von Frau Imamović und allen Beteiligten und bedankt sich herzlich. 

Sie weist auf eine Einladung von Herrn Ellerbrock (Jugendmigrationsdienst der AWO) hin, die sie 
an die Ausschussmitglieder verteilt habe und erläutert den Hintergrund. Sie bittet um ein Mei-
nungsbild hinsichtlich eines Termins. Die Herren Hegewald und Fielers signalisieren grundsätz-
liches Interesse und sprechen sich für einen Termin am Nachmittag aus. Herr Grendel schlägt 

eine Terminabsprache über ein Rundschreiben vor. 
 
Beschluss: Das vorliegende Handlungskonzept für Migration und Teilhabe 2022 wird be-

schlossen. 
 
Ergebnis:  einstimmig 

 
 
TOP 6  Mündliche Mitteilungen des Oberbürgermeisters  
 
Sachstand Ukraine-Situation 

 
Frau Snakker informiert, 429 Vertriebene aus der Ukraine seien aufgenommen worden. Die 

Quote, die im letzten Jahr noch bei 148 Flüchtlingen gelegen habe, sei auf 825 Personen gestie-
gen. Zwischenzeitlich sei die Belastungssituation im Ankunftszentrum schwierig gewesen, da in-
nerhalb kürzester Zeit viele Flüchtlinge aufgenommen und Unterkünfte akquiriert werden muss-
ten. Dem Nds. Innenministerium sei die Situation geschildert und die bereits erfüllte Quote dar-
gelegt worden. Aufgrund der Wohnverhältnisse im Ankunftszentrum sei es Ziel, die Menschen 
zügig dezentral unterzubringen. Dies erfolge jede Woche. 
 
Inzwischen sei auch das Wohnquartier in Larrelt als dauerhafte Wohneinrichtung eröffnet worden. 
Dort seien Frauen und Kinder untergebracht. Die Flüchtlingssozialarbeit sowie eine ehrenamtli-
che Betreuung seien dort im Einsatz. Die dort untergekommenen Menschen würden harmonisch 
miteinander leben und seien gut in die Dorfgemeinschaft aufgenommen worden.  
 
Herr Grendel präzisiert, Emden hätte bei der neuen Quote einen Erfüllungsgrad von über 70 %. 

Mit dieser Aussage habe sich die Verwaltung auch an das Ministerium gewendet. Das Ministe-
rium hätte schriftlich geantwortet und die Situation wahrgenommen. 
 
Ambulantes Test- und Impfzentrum 

 
Frau Snakker teilt mit, der Einsatzerlass sehe eine Aufrechterhaltung des Ambulanten Test- und 
Impfzentrums (ATIZ) in der Normannenstraße vor. Die Verlängerung laufe bis zum Jahresende. 
Zum Herbst hin werde mit einem steigenden Impfinteresse gerechnet.  
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Mitgliedschaft der Stadt Emden in der Emder Pflegegenossenschaft für Ostfriesland e.G  
 
Frau Snakker spricht das Thema „Mitgliedschaft der Stadt Emden in der Emder Pflegegenos-

senschaft für Ostfriesland e.G“ an. Die Vorlage sei in der letzten Sitzung dieses Ausschusses 
behandelt worden und dann zur weiteren Beratung in die Fraktionen zurückgegangen. Sie fragt, 
ob innerhalb der Fraktionen noch weitere Zeit für die Beratung benötigt werde.  
 
Die Fraktionen signalisieren, dass sie noch Zeit für die Beratung benötigen. 
 
Herr Dannecker macht, mit Blick auf die Unterbringungssituation von ukrainischen Flüchtlingen 

darauf aufmerksam, dass sich einige Emder Einrichtungen hinsichtlich des Wohnraums von an-
deren bestehenden Gruppen besorgt zeigten. Er möchte wissen, wie viel privater Wohnraum bzw. 
Wohnraum von Gesellschaften durch die Flüchtlingssituation in Anspruch genommen werde. 
Auch fragt er, ob Benachteiligungsszenarien für verschiedene Gruppen denkbar seien. 
 
Herr Grendel gibt an, in der Zwischenzeit habe ein Gespräch mit dem Bündnis „Wohnen“ statt-

gefunden. Aktuell gebe es aufgrund der Ukraine-Situation natürlich einen deutlichen Eingriff in 
den Wohnungsmarkt. Dieses Problem bestehe bei den Kommunen derzeit deutschlandweit. Es 
werde versucht, das Problem so gut es geht auszugleichen. Die Leitstelle „Wohnen“ nehme sich 
auch anderer Gruppen an.  
 
Weiter teilt er mit, zwischenzeitlich seien in Emden auch 25 afghanische Ortskräfte angekommen. 
Diese seien nicht im Ankunftszentrum, sondern direkt in Wohnungen untergebracht worden. In 
dieser Situation müsse adäquat und angemessen gehandelt werden.  
 
Er macht auf einen zweiten Eingriff auf den Wohnungsmarkt aufmerksam. Das Volkswagenwerk 
bringe derzeit zusätzliche Mitarbeiter*innen aus anderen Städten für den Umbau des Werkes auf 
Elektromobilität nach Emden. Dies bedeute weitere Herausforderungen für die Verwaltung und 
dem Bündnis „Wohnen“. 
 
Frau Snakker weist darauf hin, der Mietpreis für den von der Verwaltung angemieteten Wohn-

raum, sei es von Wohnungsbaugesellschaften oder von privaten Vermietern, liege im Rahmen 
der Angemessenheitsgrenzen.  
 
Herr Dannecker berichtet, der Bund werbe aktuell damit, dass Gelder für diese Wohnraumbe-
schaffung zur Verfügung gestellt würden. Beispielsweise vergebe die Stadt Hannover Prämien 
an private Vermieter für abgeschlossene Mietverträge. Er fragt, ob dies auch für Emden denkbar 
sei. Er erinnert an die Jahre 2015/2016, in denen sich vielen Personen in ihrem Dasein vehement 
benachteiligt gefühlt hätten und viel Kommunikation notwendig gewesen sei.  
 
Herr Grendel gibt zu verstehen, dass dies eine andere Diskussion sei. Dennoch möchte er die 

Frage beantworten, da er wisse, wie engagiert Herr Dannecker sei und es die Wohnungslosen-
hilfe sowie auch andere Einrichtungen betreffe.  
 
Er erklärt, grundsätzlich gebe es keine Denkverbote. Wenn allerdings begonnen werde mit Prä-
mien zu arbeiten, um Wohnraum für bestimmte Einkommensgruppen bevorzugt zugänglich zu 
machen, könnten sich diejenigen, die im Einkommen knapp über dieser Grenze lägen, wiederum 
benachteiligt fühlen. Damit würden neue Probleme geschaffen. Emden sei glücklicherweise noch 
nicht in der Situation einer Unterversorgung wie beispielsweise die Städte Hannover, Oldenburg 
oder Hamburg. Er weist auf einen Entwurf hin, indem Städte mit dem größten Wohnungsmarkt-
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druck extra über eine baurechtliche Verordnung ausgewiesen seien, um dann erleichterte Zu-
schüsse zu erhalten. Emden sei aufgrund seines Versorgungsgrades und einer abnehmenden 
Einwohnerzahl darin nicht aufgeführt. 
 
Weiter argumentiert er, das alte Gutachten sei von einer Einwohnerzahl von 52.000 ausgegan-
gen. Perspektivisch liege Emden ohne die Ukraine-Flüchtlinge bei einer Einwohnerzahl von 
49.500. Dieser Einwohnerrückgang müsse berücksichtigt werden. 
 
Herr von Gliszczynski erkundigt sich nach der aktuellen Anzahl der unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlinge in Emden sowie der Anzahl der Pflegefamilien. Frau Snakker antwortet, derzeit 
gebe es nur einen einzigen unbegleiteten minderjährigen Flüchtling in Emden. Herr Grendel er-

gänzt, es sei ein Pool von etwa 60 Pflegefamilien vorhanden. 30 Familien davon seien bereits 
inhaltlich geprüft worden, sodass eine direkte Zugangsmöglichkeit bestehe. Dieser Pool werde 
weiter ausgebaut. 
 
 
TOP 7  Anfragen  
 
Es liegen keine Anfragen vor. 
 
 
 
Die Vorsitzende schließt die Sitzung. 
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